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Von Florian Hanauer

Die Absolventen der Universität
Hamburg schneiden im Berufsle-
ben besser ab als im Bundesdurch-
schnitt: 52 Prozent von ihnen sind
eineinhalb Jahre nach dem Ab-
schluss in einem Beschäftigungs-
verhältnis als Angestellte. 15 Pro-
zent promovieren, wie eine neue
Untersuchung zeigt. 

Nicht nur der Anteil der Promo-
venden sei beachtlich, findet Uni-
Präsident Professor Dieter Lenzen.
Er betont, dass nur sechs Prozent
der Absolventen ohne Arbeit seien,
und dies beinhalte nicht nur Ar-
beitslosigkeit, sondern etwa auch
Elternzeit. „Die Daten zeigen die
Qualität der Ausbildung an der Uni-

versität Hamburg“, sagt Lenzen.
Um die Universität Hamburg wei-
ter zu entwickeln, seien aber be-
stimmte Voraussetzungen nötig, zu
denen der Präsident etwa die Per-
sonalautonomie zählt, die die Stadt
ihrer Universität gewähren müsse.

Auch müssten die finanziellen
Bedarfe von der Politik ernst ge-
nommen werden: Die Uni Ham-
burg benötige in den kommenden
Jahren je 50 Millionen Euro mehr.
Lenzen verweist darauf, dass die
Uni heute, nach vielen Sparrunden,
bereits einen um 20 Prozent kleine-

ren Etat habe als in den Achtziger-
jahren. Und nach neuen Untersu-
chungen des Stifterverbandes sei
der Anteil der Forschungsausgaben
an den öffentlichen Gesamtausga-
ben in Hamburg so gering wie in
keinem anderen Bundesland. Auch
die Steigerung der Ausgaben für die
Wissenschaft, die die Deutsche
Forschungsgemeinschaft unter-
sucht hat, falle in Hamburg am ge-
ringsten aus. „Das kann so nicht
bleiben, wenn man den Wissen-
schaftsstandort Hamburg wirklich
ernst nimmt.“

Zu den Stärken Hamburgs habe
er bei seinem Amtsantritt noch ei-
nen „neuen Gründungsgeist“ ge-
rechnet. Durch die Unsicherheiten
bei der baulichen Entwicklung sehe

er diesen aber gefährdet. „Nach die-
sem langen Vorlauf braucht die
Universität nun für die bauliche Er-
neuerung eine sichere Perspekti-
ve.“ Selbst wenn sofort der Start-

schuss falle für die bauliche Ent-
wicklung, könne man erst 2012/2013
beginnen, weil vorher Verfahren
wie Architektenwettbewerbe und
Bürgerbeteiligung liefen. 

Grundsätzlich müsse man die
längerfristige Entwicklung der Uni-

versität einmal thematisieren, gera-
de angesichts des erwarteten Be-
völkerungsrückganges. „Die Stadt
wird sich der Frage stellen müssen,
wie ihre Universität im Jahr 2025

aussehen soll. Welche Größe wird
sie haben, und wie wird sie kontu-
riert sein?“ 

An der Universität komme das
Personal langsam auch an seine Be-
lastungsgrenzen. „Es gibt einen
sichtbaren Burn-out angesichts der

vielen Wettbewerbe der vergange-
nen Jahre wie etwa der Exzellenz-
initiativen, der Umsetzung des Bo-
logna-Prozesses oder des unsiche-
ren Bauprozesses“, stellt Lenzen
fest. 

Für die dritte Runde der Exzel-
lenzinitiative hat die Universität
auch ein Zukunftskonzept einge-
reicht: Sie will sich „auf der Grund-
lage ihrer breiten Expertise“ als
„Universität der Nachhaltigkeit“
etablieren (die WELT berichtete).
Lenzen erklärt, dass dahinter ein
besonderes Konzept steht.

Man wolle auf vier Krisen im
deutschen Wissenschaftssystem
Antworten geben: auf eine Glaub-
würdigkeitskrise der Wissenschaft,
weil Forschungsergebnisse oft in

Zweifel gezogen würden. Auf eine
Legitimationskrise der Hochschul-
steuerung, auch in puncto Partizi-
pation. Auf eine Krise der Lehrqua-
lität, denn in der akademischen
Lehre seien Innovationen für einen
nachhaltigen Unterricht notwen-
dig. Und schließlich antworte das
Konzept auf eine „Krise der regio-
nalen und internationalen Koope-
ration“. 

„Dem wollen wir das Konzept ei-
ner ,University for a sustainable fu-
ture‘ entgegensetzen“, sagt Lenzen.
Drei Zentren will der Uni-Präsi-
dent dazu einrichten, die sich für
die akademische Lehre, für nach-
haltige Forschung sowie für neue
Steuerungsmodelle der Hochschu-
len einsetzen sollen.

Uni-Präsident mahnt Kurswechsel in der Wissenschaftspolitik an
Dieter Lenzen kritisiert: Kein Bundesland gibt so wenig für seine Hochschulen aus wie Hamburg – Studie belegt: Kaum ein Absolvent wird arbeitslos
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■ „Die Stadt wird sich der Frage
stellen müssen, wie ihre Universität
im Jahr 2025 aussehen soll“
Uni-Präsident Dieter Lenzen
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Von Gisela Schütte

Wer hier wohnt, hat einen Logenplatz in der
Hafencity. Zu Füßen der Residenten liegt der
Traditionsschiffhafen, die wachsende Elb-
philharmonie haben sie im Blick. 40 Meter
ragt am Kaiserkai das Wohnhaus „Oval“ auf,
das wie ein Pilz mit einer fünf Meter hohen
Betonstütze aus einer Treppenanlage an der
Wasserkante in die Höhe wächst – weiß, mit
leichtem Grünschimmer. Das Haus präsen-
tiert sich bewusst als Solitär. Es tanzt aus der
Reihe im Hinblick auf Standort, Höhe und
Form: Es überragt die Nachbarschaft, setzt
Rundungen gegen Kanten, Glas und Metall
gegen den Backstein der gegenüberliegenden
Speicherstadt und die schmale Basis gegen
die breit gelagerten Bauten nebenan. Das
Düsseldorfer Büro Ingenhoven Architects,
das auch für die neue Hamburger Messe ver-
antwortlich zeichnet, hat den Turm mit rund
30 Eigentumswohnungen errichtet. Der Bund

Deutscher Architekten bedachte den unange-
passten Bau am Wasser bereits mit einem der
vorderen Ränge des Architekturpreises 2010.
Jetzt bewerben sich die Architekten auch um
die Gunst der Leser für den Publikums-Archi-
tekturpreis 2010, den der BDA Hamburg, die
WELT und „Welt am Sonntag“ seit 2005 zum
dritten Mal ausloben.

Insgesamt acht Projekte stehen in diesem
Jahr zur Wahl. Sie wurden von den fachkundi-
gen Juroren des BDA-Preises auf die vorderen
Ränge platziert. Die Rangfolge der Experten
verraten wir nicht. Sie sollen selbst entschei-
den. Das Oval ist das letzte Projekt, das wir in
der WELT präsentieren. Bereits gezeigt haben
wir als Kandidaten die neue Unternehmens-
zentrale von Unilever in der Hafencity, den
Elbcampus, das Kompetenzzentrum der
Handwerkskammer in Harburg, das Büro-
haus-Doppel Columbia Twins am Altonaer
Hafenrand, den Wohnungsbau am Billebad,
die Villa im Hamburger Westen „Haus am

Park“, die Revitalisierung des einstigen
Reemtsma-Geländes als Wohnpark und das
Home4 Hamburg, ein Wohngebäude in der
Nachbarschaft des Ovals am Kaiserkai.

Die Jury des BDA-Preises urteilte über In-
genhovens Projekt: „Der ovale, 40 Meter ho-
he Bau schiebt sich selbstbewusst und den
Ort prägend aus der Reihe der anschließen-
den Wohngebäude hervor. Diesem Anspruch
werden die leichte gläserne Ausbildung der
zehn Obergeschosse wie auch die sehr gelun-
gene Konzeption des überhöhten Erdge-
schosses durchaus gerecht. Konische Stütz-
scheiben ermöglichen eine öffentliche Nut-
zung der fußläufigen Zone, und eine ge-
schwungene Fassade erlaubt den Wohnungen
einen spannungsvollen Wechsel von Innen
und Außen mit fantastischen weiten Blickbe-
ziehungen in die Hafencity.“

Insgesamt rund 90 Bauvorhaben mussten
die Juroren des BDA-Preises sichten, bevor
sie ihre Platzierungen entschieden. Natürlich

begegneten die Experten dabei nicht nur
Spitzenleistungen. Das Niveau insgesamt
aber ist bemerkenswert. Und genau das ist
das Ziel des BDA: „Der Preis soll dazu beitra-
gen, die Qualität des Planens und Bauens zu
fördern“, sagte BDA-Geschäftsführer Volker
Roscher.

■ Wer an der Wahl zum Publikums-Archi-
tekturpreis teilnehmen möchte, schickt für
die Abstimmung eine Postkarte oder E-Mail
mit dem Namen seines Favoriten für die Ar-
chitektur-Kür. Die Gewinner werden unter
den Einsendern ausgelost, die den Preisträ-
ger bestimmt haben. Dem Sieger winken eine
exklusive Führung mit dem Architekten
durch das Siegergebäude und ein gemeinsa-
mes Essen. Einsendeschluss ist der 20. Sep-
tember. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
Die Anschrift lautet: DIE WELT, Brieffach
0719, Axel-Springer-Platz 1, 20350 Hamburg,
oder per E-Mail an: hamburg@welt.de

Der „Oval“-Bau präsentiert sich bewusst als Solitär
in der Hafencity – und bietet besten Blick auf den
Traditionsschiffhafen mit seinen alten Segelschiffen
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Das Oval tanzt aus der Reihe
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Von Insa Gall
und Per Hinrichs

Wie die Grünen regieren wollten,
schrieben sie im Koalitionsvertrag
fest. „Hamburg verfolgt eine res-
sourcen- und klimaschützende Um-
weltpolitik“, stand dort zu lesen –
eine Blaupause für eine Politik, die
Umweltschutz nicht als Gedöns ab-
tut, sondern ins Zentrum des Han-
delns rückt. Die Versöhnung von

Ökonomie und Ökologie. Das war
1997, der Bürgermeister hieß Ort-
win Runde, und der Koalitionspart-
ner der GAL war die SPD.

Einst sahen sich Grüne und SPD
als natürliche Verbündete im Poli-
tikbetrieb der Hansestadt, doch seit
die Grünen das Regierungsbündnis
mit der CDU geschlossen habem,
ist das Verhältnis mehr als frostig
geworden. Weit mehr noch als in-
haltliche Differenzen trennen Sozi-

aldemokraten und Grüne derzeit
atmosphärische Störungen im Ver-
hältnis. Zwischen niemandem
sonst werden etwa so harte Schar-
mützel ausgetragen wie zwischen
der SPD-Familienpolitikerin Carola
Veit und ihrer Gegenspielerin bei
den Grünen, Christiane Blömeke,
oder zwischen dem SPD-Abgeord-
neten Dirk Kienscherf und der
GAL-Politikerin Martina Greger-
sen. Und als der SPD-Schulexperte
Ties Rabe im August die Senatorin
Christa Goetsch ein wenig zu lei-
denschaftlich ins Kreuzverhör
nahm, sah es so aus, als habe der
Oppositionspolitiker sichtlich
Spaß an seiner parlamentarischen
Kontrollfunktion.

Freunde macht man sich so aber
nicht. Viele GAL-Politiker nehmen
der SPD übel, dass sie sich in der
politischen Auseinandersetzung
eher am ehemaligen Koalitions-
partner GAL abarbeitet als am ei-
gentlichen Kontrahenten, der CDU. 

Doch das alles soll sich nun än-
dern. Schließlich hätten SPD und
Grüne 2012 – den aktuellen Umfra-
gen zufolge – womöglich eine ge-
meinsame Machtoption. Die SPD
hat sich bereits auf eine Koalitions-
aussage zugunsten der GAL festge-
legt. Die Grünen dürften in die
Wahlen gehen, ohne sich schon vor-
her zu binden. 

SPD und Grüne wollen sich nun
zumindest in kleinen Schritten auf-
einander zubewegen. Die Losung
hat SPD-Fraktionschef Michael
Neumann kürzlich in seinem Stra-
tegiepapier „Anmerkungen zur ak-
tuellen politischen Lage in Ham-
burg“ vorgegeben. Für die rot-grü-
ne Perspektive sei es „nicht hilf-
reich, wenn – wie zeitweilig in der
Vergangenheit – die eigentliche, in-
haltliche und scharfe politische
Auseinandersetzung in der Bürger-
schaft zwischen SPD und GAL aus-
getragen wird“, schreibt Neumann.
Es wäre falsch zu erwarten, die SPD

werde – mit Blick auf eine gemein-
same Perspektive nach der nächs-
ten Bürgerschaftswahl – auf Kritik
an Regierungsprojekten verzich-
ten, die sich die Grünen auf die Fah-
nen geschrieben habe. Trotz sol-
cher Differenzen aber müsse ein
anständiger Umgang miteinander
möglich sein. 

Die häufigen Verweise der Grü-
nen auf ihre negativen Erfahrungen
mit der SPD während der rot-grü-
nen Koalition von 1997 bis 2001
können die Sozialdemokraten zwar
nicht ganz nachvollziehen. „Min-
destens die Häufigkeit und Intensi-
tät dieses Vorwurfs lassen uns die-
sen jedoch ernst nehmen“, so Neu-
mann. Er appelliert an die Genos-
sen, die gemeinsame Macht-
perspektive mit den Grünen bei der
Auseinandersetzung mit dem Senat
nicht aus den Augen zu lassen.

Die Grünen sind da ein wenig
verhaltener. Aufgrund der schwarz-
grünen Koalition wird sich die Par-

tei nicht aktiv um Verständigung
bemühen, heißt es. Aber sie hat
kein Interesse daran, die Friktionen
weiter zu forcieren. 

Argwöhnisch verfolgt die GAL,
wie sich die Sozialdemokraten in
der Schulfrage neu positionieren.
Rabe galt stets als Gegner der Pri-
marschule. Zwischenzeitlich stand
er hinter dem fraktionsübergreifen-
den Schulreformgesetz. Nun, da der
Bürgerschaftskompromiss beim
Volke durchfiel, schaltet Rabe auf-
fallend schnell in den Rückwärts-
gang. So schnell, dass selbst einigen
Parteifreunden schwindlig wird.

So ärgern sich manche Genossen
im traditionell linken SPD-Bezirk
Nord, dass das längere gemeinsame
Lernen offenbar nicht mehr zur
Programmatik gehört. Im SPD-In-
ternetforum beschimpfen frustrier-
te Mitglieder ihre Vorleute. „Es geht
Michael Neumann, Ties Rabe und
Konsorten um eine schulpolitische
Revision sozialdemokratischer Bil-

dungsziele“, schreibt der ehemals
langjährige Bürgerschaftsabgeord-
nete Werner Dobritz, nach eigenen
Angaben „seit 43 Jahren“ SPD-Mit-
glied. In dieser „großen gesell-
schaftspolitischen Auseinanderset-
zung“ erlaube sich die Partei „Füh-
rungspersonal in den eigenen Rei-
hen (Neumann, Rabe und Konsor-
ten), das mit einer revisionistischen
Grundhaltung unsere eigene politi-
sche Schlagkraft beschädigt“,
schreibt Dobritz dort. 

Für die SPD stellt sich bis zur
Bürgerschaftswahl die Frage, ob sie
das Mehrheitsvotum stillschwei-
gend hinnimmt oder neue Bil-
dungsziele formuliert. Die Grünen
dürften sich diesen Prozess genau
ansehen. Denn die GAL braucht ei-
nen verlässlichen Partner, der ihre
Ziele – vom Klimaschutz bis zum
längeren gemeinsamen Lernen –
mitträgt. Und bis jetzt drängt sich
die SPD nicht übermäßig als Alter-
native zur CDU auf. 

SPD formuliert neues Strategiepapier für den Umgang mit den Grünen
Lange verstanden sich die beiden Parteien als „natürliche Verbündete“, doch momentan führen sie einen Kleinkrieg – Ausgangslage für mögliche Machtübernahme soll verbessert werden

Die Kläger gegen das Volksabstim-
mungsgesetz sorgen sich um die
Einhaltung der Hamburgischen
Verfassung. Das teilen Jan Vla-
mynck, Klaus Krönert und Christi-
an Lührs mit. Sie waren in der Ini-
tiative „Pro Schulreform“ aktiv.

„Die von uns beantragte Über-
prüfung der Verfassungsmäßigkeit
des Hamburger Volksentscheides
zur Schulreform ist ausschließlich
von unserer Sorge um die Einhal-
tung der Verfassung getragen“, so
das Trio. „Unsere politischen Über-
zeugungen, insbesondere unsere
Haltung zur Schulreform, haben
dafür keine Rolle gespielt“, heißt es
in der Erklärung.

Die Gruppe schlägt vor, dass
künftig jede Stufe des Volksgesetz-
gebungsverfahrens auf ihre Verfas-
sungsmäßigkeit überprüft wird, da
bei einem neuen und rechtlich bin-
denden Instrument die „Gefahr von
Fehlern und Missbrauch“ offen-
sichtlich „groß ist“. Die Klage sei
daher als „Anstoß für die Überprü-
fung des Volksgesetzgebungsver-
fahrens“ anzusehen; die Kläger
„verbinden damit keine persönli-
chen Interessen.“

Die drei weisen auch daraufhin,
dass die Volksinitiative „Wir wollen
lernen!“ bereits am 4. Mai 2010 auf
die Verfassungswidrigkeit der par-

lamentarischen Gegenvorlage hin-
gewiesen habe, es „jedoch unterlas-
sen habe, vor Durchführung des
Volksentscheids einen Antrag auf
Überprüfung beim Verfassungsge-
richt zu stellen, der die jetzige Aus-
einandersetzung verhindert hätte.“
Im Gegensatz zur Volksinitiative
konnten die Antragssteller keinen
Einfluss auf den Stimmzettel neh-
men. per

Volksentscheid: Kläger sorgen sich
um Einhaltung der Verfassung

„Verfolgen keine persönlichen Interessen“

Mit einem „Nachtparteitag“ auf Sylt
hatte der 25-jährige FDP-Politiker
Jan-Christopher Witt im April auf
sich aufmerksam gemacht. Nun ist
seine Karriere bei den Liberalen am
Ende: Wegen der Posse schloss das
Schiedsgericht des FDP-Landes-
verbandes den Studenten am Frei-
tag aus der Partei aus, erfuhr die
WELT aus FDP-Kreisen. Aus-
schlaggebend soll seine „Unein-
sichtigkeit“ gewesen sein. So soll
Witt sich nicht reumütig distan-
ziert, sondern sein Vorgehen vertei-
digt haben. Sein Stellvertreter Da-
niel Valijani gab sich einsichtiger,
ihn belegte das Schiedsgericht un-
ter dem Vorsitz von Gisela Wild mit
einer zweijährigen Ämtersperre.

Witt hatte zu zwei Kreisparteita-
gen ins Hotel „Rungholt“ in Kam-
pen auf Sylt eingeladen. Sie sollten

um 0.30 Uhr und 1.15 Uhr beginnen.
Dazu stand ein Vortrag mit dem Ex-
FDP-Bundesgeschäftsführer Fritz
Goergen auf dem Programm, der
einst Vertrauter von Jürgen W. Möl-
lemann war und die FDP inzwi-
schen im Streit verlassen hat. Er
sollte über „Liberale Politik – Stra-
tegien und Taktiken“ referieren.

Auch im Bezirksverband hatte es
Kritik an dem Vortragsabend mit
Goergen gegeben, dessen Finanzie-
rung Rätsel aufgab. Nachdem zu-
nächst ein Beitrag von 75 Euro pro
Teilnehmer erhoben werden sollte,
kündigte Witt später an, dass die
Parteimitglieder doch nichts zahlen
müssten. „Die Finanzierung läuft
nicht über die Partei. Das machen
einzelne Mitglieder“, sagte Witt,
ohne dabei konkrete Namen zu
nennen. per

FDP schließt Wandsbeker
Ex-Bezirkschef aus

Lehmweg 55, 20251 HH-Eppendorf

Schmuck- und Antiquitätenauktion
am Mittwoch, 15. September 2010

Einlass: 16 Uhr – Beginn 17 Uhr
Highlights: Über 180 hochwertige Schmuckstü-
cke, lose Diamanten, Armband- und Taschenuhren, 
Schmuck u. a. von Spreckelsen. Porzellan: KPM, 
Meissen, Nymphenburg, Rosenthal. Glas: Daum. 
Keramik: Gallé, M. Powolny. Große k.u.k.-
Sammlung von Orden, Dokumenten und Foto-
grafien. Briefmarkenslg. (u. a. aus Kolonien), 
Pendule mit Musikwerk (J. Leumas, London), 
Möbel (18./19.), Gemälde und Grafik u. a. von: 
R. B. Adam (Generalsporträt), Rolf Böhlig, Salvador 
Dalì, Joachim Fliegner, Heinz Knoke, Markus Lüpertz, 
Sandro von Lorsch (große Slg.), August u. Wilhelm 
Ohm, André Thomkins. 2 Kapitänsbilder. Und vieles 
mehr aus den Bereichen Silber, Asiatika, Glas.

4 Tage Vorbesichtigung: 
Samstag, 11.09., bis Dienstag, 14.09.2010 

(auch Sonntag) jeweils von 10 – 18 Uhr
Online Katalog: 

www.auktionshaus-mette.de
Tel. 040-46 06 92 56, Fax 040-46 06 98 60

Einlieferungen für unsere 
November-Auktion jederzeit möglich!

www.IMTRAUERFALL.com
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